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Historisch – in jeder Hinsicht
Viele Gründe für die Niederlage
Die Ursachen sind vielgestaltig. 
Sie umfassen die schwierige Si-
tuation der Sozialdemokratie auf 
nationaler Ebene und die mitun-
ter verkrampft wirkenden Profi-
lierungsversuche. Dazu stellt sich 
die Frage, wie stark die Verluste auf 
dem Land mit der urbanen Kam-
pagne zusammenhängen oder ob 
die Regierungsratskampagne un-
ter dem Label «4 gewinnt» nicht 
dem Grossratswahlkampf schade-
te, weil letzterem so die profilier-
testen Köpfe fehlten. Zu denken 
geben muss ferner die Rücktritts-
quote während der letzten Legis-
latur: Alle anderen Parteien ver-
zeichneten zusammen 14 Rück-
tritte, die SP kommt allein auf 
deren 10. Und schliesslich dürfte 
die schwierige «Cohabitation» mit 
Regierungsmehrheit und Parla-
mentsminderheit der Profilierung 
nicht zuträglich gewesen sein. 
Auch dieses Problem muss die SP 
angehen, denn die Situation hat 
sich mit der Bestätigung der rot-
grünen Mehrheit und den Verlus-
ten im Grossen Rat akzentuiert.

Die SP schaffte das, was auf Kan-
tonsebene nur selten gelingt: die 
Verteidigung einer rot-grünen 
Regierungsmehrheit. Im bürger-
lichen Kanton Bern kommt dies 
einer Sensation gleich und mutet 
historisch an. Diese Wiederwahl 
ist gewiss eine Bestätigung für die 
Arbeit der Regierung. Sie hat eine 
solide Politik gemacht, oder an-
ders gesagt: Sie hat keine grossen 
Fehler gemacht und dem politi-
schen Gegner kaum Angriffsflä-
che geboten.

Mit der Kampagne «4 gewinnt» 
ist es gelungen, die vier Kandi-
dierenden als eingespieltes Team 
auftreten zu lassen und den Bis-
herigenbonus zu nutzen. Den-
noch: Im bürgerlichen Kanton 
Bern reicht das normalerweise 
nicht. Der Erfolg der SP ist des-
halb zu guten Teilen das Resultat 
der Spaltung im gegnerischen 
Lager. Die Bürgerlichen schaff-
ten es nicht, gemeinsame Sache 
zu machen und verzettelten ihre 
Stimmen, während die Linke mit 
grosser Solidarität «ihre» Regie-
rung wählte.

     

SP trotz allem!

Nach den Wahlen sind wir mit 
widersprüchlichen Resultaten 
konfrontiert: Einerseits mit dem 
sensationellen Ergebnis im Re­
gierungsrat und andererseits mit 
grossen Verlusten im Grossen 

Rat. Umgehend 
haben wir uns 
hinter die Ana­
lyse gemacht, 
wie es zum his­
torischen Tief 
der SP gekom­
men ist. 
Die Kantonal­

partei setzt jetzt eine «Task 
Force Regionen und Sektionen» 
ein, um unsere Strukturen zu 
stärken. Besonders alarmiert hat 
mich die teilweise resignative 
Stimmung in der Partei, die ich 
im Wahlkampf wahrgenommen 
habe. Das ist Gift für politische 
Erfolge und darf sich bei uns 
nicht einnisten. 
Diese Wahlen haben leider auf­
gezeigt: Die SP ist beim  Mobili­
sieren zu schwach geworden. In 
städtischen Gebieten haben wir 
tendenziell besser mobilisiert, in 
der Stadt Bern sogar gewonnen. 
BDP und SVP konnten ihrerseits 
vor allem auf dem Land einen 
eigentlichen Mobilisierungs­
schub auslösen mit entspre­
chenden Wahlresultaten. Diese 
Mobilisierungsstärke müssen wir 
wieder erreichen, so wie wir das 
in Sachabstimmungen immer 
wieder schaffen. 
Die SP will, dass alle Menschen 
eine Chance haben. Dafür lohnt 
es sich zu kämpfen, sich zu en­
gagieren, zu überzeugen. Ich 
danke allen GenossInnen, wel­
che sich im Wahlkampf enga­
giert haben und im Alltag für die 
SP, für unsere Werte, einstehen.

Irène Marti Anliker,

Parteipräsidentin SP Kanton Bern

Tschou

Bei den Regierungsratswahlen im Kanton Bern gelang der 
SP mit der Verteidigung der rot-grünen Mehrheit ein ge-
schichtsträchtiger Sieg. Ebenso historisch ist allerdings ihr 
schlechtes Abschneiden bei den Grossratswahlen.  Yvan Rielle

«4 gewinnt» hat gewonnen. Die strahlenden Regierungsmitglieder nach der Bekanntgabe der Wahlresultate.

Niederlage bei Grossratswahlen
Die Grossratswahlen zeichnen 
ein genaueres Bild der politischen 
Grosswetterlage. Sie bescherten 
der SP eine herbe Niederlage. Bei 
einem Verlust von 5,1 Prozent-
punkten ist ihr Wähleranteil mit 
18,9 % auf einem historischen 
Tiefpunkt angelangt: Noch nie hat 
die SP bei Grossrats- oder Natio
nalratswahlen im Kanton Bern 
schlechter abgeschnitten. Damit 
bestätigten sich zum einen jene 
Einbussen, die sie bei den Nati-
onalratswahlen zu verzeichnen 
hatte; sie hat teilweise sogar weni-
ger stark an Stimmen eingebüsst, 
als dies hätte erwartet werden 
können. Zum andern ist die Nie-
derlage das Resultat der neuen 
Parteienlandschaft, in der mit der 
GLP und der BDP zwei neue Par-
teien auftraten; die SP dürfte vor 
allem auf dem Land Wählende 
an die BDP verloren haben. Von 
solchen «äusseren Umständen» 
abgesehen bleibt dennoch zu fra-
gen, warum es ihr nicht gelungen 
ist, sich in diesem veränderten 
Umfeld besser zu behaupten.

Yvan Rielle
Politologe und Mitglied der 
Wahl- und Abstimmungs­
kommission der SP Kanton 
Bern
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selber gehöre nicht dazu) eignet sich besser als 
gesundheitspolitisches Feindbild.

Keine Überreglementierung bitte 
Es ist nicht die Aufgabe des Staates, dafür zu 
sorgen, dass die Menschen gesund, aber un-
glücklich sterben, weil man ihnen alles verbie-
tet, was Freude macht. Zu viel Gesundheit, v.a. 
wenn sie von oben verordnet wird, kann auch 
krank machen. Väterchen Staat muss nicht 
allumsorgend sein; eine gewisse Eigenverant-
wortung soll möglich bleiben.

Wir dürfen auch nicht nur an diejenigen 
denken, die im antiseptischen Schickimicki-
Restaurant ihren Kräutertee zu sich nehmen 
oder gelangweilt an ihrem Cüpli oder am teu-
ren Rotwein nippen. Auch diejenigen, die am 
gemütlichen Stammtisch ihre Stange Bier trin-
ken und dazu eine Zigarette rauchen möchten, 
gehören zu unserer Klientel. Etwas Rauch am 
Stammtisch, wenn sich alle Beteiligten inklu-

sive Personal daran nicht stören, muss doch 
nicht polizeilich geahndet werden.

Für Freiheit und Augenmass
Mit unserem neuen SP-Programm setzen wir 
wieder mehr Gewicht auf den Wert der Freiheit. 
Wir könnten als SP-Wähler in der kommenden 
Abstimmung zeigen, dass wir die Botschaft 
verstanden haben. Der Kanton Solothurn soll 
seine Ressourcen beim Gesundheitsschutz mit 
mehr Vernunft einsetzen. Bei den Beizen ha-
ben wir die Wahl zwischen Rauch und rauch-
frei. Bei der Umgebungsluft nicht. Da wünsch-
te ich mir betreffend saubere Luft keine Aus-
reden, sondern ein energisches Vorgehen der 
Gesundheitspolizei. 

Fazit: Aus SP-Sicht kann man dieser vernünf-
tigen und korrigierenden Initiative am 13. Juni 
ohne weiteres zustimmen. Ein Ja ermöglicht 

PRo
VERnÜnFTIGER MITTElWEG

Aus SP-Sicht kann man der Raucher-
initiative «für ein liberaleres Gesund-
heitsgesetz und ein vernünftiges 
Rauchverbot» ohne weiteres zustim-
men. Sie ist eine sinnvolle Korrektur 
der allzu restriktiven Solothurner 
Praxis und ermöglicht etwa 30 Rau-
cherbeizlein im Kanton. der Arbeit-
nehmerschutz ist auch mit dem neuen 
schweizerischen Passivrauchergesetz 
gewährleistet. Georg Hasenfratz

«Es ist nicht die Aufgabe des 
Staates, dafür zu sorgen, dass die 
Menschen gesund, aber unglücklich 
sterben.»

ein paar kleine Raucherbeizlein im Kanton; der 
Arbeitnehmerschutz, das Verkaufsverbot von 
Zigaretten an Kinder und Jugendliche und die 
Werbeverbotsregeln bleiben bestehen.

Georg Hasenfratz
Olten, alt Kantonsrat SP, Mitglied der Geschäftsleitung 
SP Kanton Solothurn

rAUCHerBeiZ

Ein Stück Kultur oder Selbstmord in Raten?

Auch mit dem schweizerischen Gesetz zum 
Schutz vor Passivrauchen, das seit Mai 2010 
gilt und welches die Initianten als Alternative 
zum Solothurner Gesetz wollen, bleiben die 
allermeisten Restaurants im Kanton rauchfrei. 
Aber kleine Beizen mit weniger als 
80 m2 Fläche sollen als Raucher-
beizen geführt werden können. 
Auch im schweizerischen Gesetz 
wird dem Gesundheitsschutz des 
Personals Rechnung getragen, 
das ist für uns entscheidend. Von 
daher spricht aus SP-Sicht inhalt-
lich nichts gegen diese Initiative. Kommt dazu, 
dass die strengen solothurnischen Regelungen 
betreffend Jugendschutz, Prävention und Wer-
bung auch mit der Initiative in Kraft bleiben. 

Fertig mit Kreuzzügen
Die Initiative ist ein guter Kompromiss zwi-
schen überall und immer rauchen können, wie 
das früher der Fall war, und dem restriktiven 
Solothurner Rauchergesetz. Mit unserer Solo-
thurner Lösung – so gut sie vielleicht gemeint 
war – haben wir übersteuert. Kreuzzugsmäs-
sig wird bei uns gegen jedes blaue Räuchlein 
vorgegangen. Ich könnte diesen Feldzug noch 
verstehen, wenn man konsequent wäre und 
mit dem gleichen missionarischen Eifer auch 
gegen andere Gesundheitsrisiken vorgehen 
würde: Ozon in der Luft, Feinstaub, Gefahren 
im Strassenverkehr. Aber das ist halt etwas 
schwieriger und die Gruppe der Raucher (ich 
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«die Solothurner Regelung stösst 
bei der Bevölkerung und den meisten 
Wirten auf breite Akzeptanz.»

KonTRA
nEIn zuM ABBAu 
dES nICHTRAuCHER- und 
ARBEITnEHMERSCHuTzES

die SP-Kantonsratsfraktion und die 
grosse Mehrheit der SP-delegierten 
haben am kantonalen Parteitag die nein 
Parole zur Initiative «für ein liberale-
res Gesundheitsgesetz und ein ver-
nünftiges Rauchverbot» beschlossen, 
welche am 13. Juni zur Abstimmung 
kommt. Vor nicht einmal vier Jahren, 
am 26. november 2006, hat sich die 
Solothurner Stimmbevölkerung in einer 
Variantenabstimmung deutlich für das 
heute geltende Rauchverbot ausge-
sprochen. Anna rüefl i

Herz-Kreislauf-Erkrankungen und vielen an-
deren Krankheiten führen und Ursache eines 
verfrühten Todes sein. Es ist in kleinen Beizen 
nicht weniger schädlich als in grossen. Daher 
ist es nicht nachzuvollziehen, weshalb Beizen-
gängerInnen und Servicepersonal von kleine-
ren Beizen weniger vor dem gesundheitsschä-
digenden Passivrauch geschützt werden sollen 
als diejenigen von grösseren Gastrobetrieben. 
In Bezug auf den Arbeitnehmerschutz sticht 
auch das Argument nicht, dass Angestellte 
von Raucherbeizen im Arbeitsvertrag ihr Ein-
verständnis zu diesen Arbeitsbedingungen 
geben müssen. Wer auf einen Job angewiesen 
ist, wird auch einem verrauchten Arbeitsplatz 
zustimmen. In einer solchen Situation nützt es 
der betroffenen Person wenig, dass sie nur auf 
freiwilliger Basis in einer Raucherbeiz beschäf-
tigt werden darf. 

der Mehrheit der Kantone angepasst
Mit Blick auf die übrige Schweiz ergibt sich fol-
gendes Bild: Heute sind reine Raucherlokale 
bereits in 15 Kantonen, in welchen insgesamt 

drei Viertel der Schweizer Bevölkerung leben, 
verboten. Dazu gehören auch unsere Nachbar-
kantone Bern und Baselland. Im Sinne einer 
möglichst einheitlichen schweizweiten Rege-
lung muss der Kanton Solothurn daher an der 
eigenen Gesetzgebung festhalten.

Nicht zuletzt stösst die Solothurner Rege-
lung heute bei der Bevölkerung und den meis-
ten Wirten auf breite Akzeptanz. Viele der als 
reine Raucherbetriebe in Frage kommenden 
Kleinbetriebe haben bereits ein Fumoir einge-
richtet. Durch die Kehrtwende in der Gesetz-
gebung würden ihre Aufwendungen zu Fehlin-
vestitionen. 

Aus diesen Gründen empfi ehlt die SP die 
Volksinitiative abzulehnen und an der Rege-
lung festzuhalten, mit welcher sie schon das 
letzte Mal vor dem Solothurner Stimmvolk 
 Erfolg hatte. 

Ein Stück Kultur oder Selbstmord in Raten?
©
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Nach diesem Gesetz ist das Rau-
chen in geschlossenen Räumen, 
die der Öffentlichkeit zugäng-
lich sind, somit auch in allen 
Bereichen der Gastronomie, 
grundsätzlich verboten. Eine 
Ausnahme gilt jedoch für sogenannte Fumoirs. 
In solchen vom übrigen Gastbetrieb abge-
trennten und entsprechend gekennzeichneten 
Räumen mit ausreichender Belüftung, darf 
weiterhin geraucht werden und die rauchen-
den Gäste dürfen auch bedient werden. Zurzeit 
gibt es im Kanton Solothurn um die 300 Fu-
moirs. Indem die geltende Regelung bediente 
Fumoirs zulässt, kommt sie den Bedürfnissen 
der Rauchenden entgegen. 

Die SP-Kantonsratsfraktion und die Dele-
gierten lehnen daher eine weitere Ausnahme 
vom Rauchverbot ab, wie sie die Volksinitiative 
«für ein liberaleres Gesundheitsgesetz und ein 
vernünftiges Rauchverbot» für Beizen mit einer 
Gesamtfl äche von weniger als 80 m2 verlangt.

Passivrauchen ist schädlich und der Arbeit-
nehmerschutz wird ausgehöhlt
Reine Raucherbeizen zuzulassen, macht aus 
gesundheitspolitischen Überlegungen und 
aus Gründen des Arbeitnehmerschutzes kei-
nen Sinn. Passivrauchen kann zu Lungenkrebs, 

Anna Rüefl i
Solothurn, Kantonsrätin SP und Mitglied der Sozial­ und 
Gesundheitskommission, 
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Abstimmung 13. Juni: Einführungsgesetz zum Arbeitsrecht 

Der Sonntag ist wertvoll – 
nicht nur für die Arbeit-
nehmenden
Am 13. Juni stimmen wir über das Einführungsgesetz zum Arbeitsrecht ab. Das 
Gesetz soll die bisherigen Erlasse zum Arbeitsrecht zusammenfassen. Dagegen 
ist natürlich nichts einzuwenden. Allerdings packte der Regierungsrat in das neue 
Gesetz auch eine Bestimmung, welche die Sonntagsverkäufe im Aargau mas-
siv ausweiten würde. Die SP unterstützte deshalb das Behördenreferendum und 
kämpft mit den Gewerkschaften gegen die Vorlage.  Dieter Egli

Sonntagsverkauf nicht leisten können, gehen 
leer aus. Und natürlich zahlen die Verkaufsan-
gestellten die Zeche, obwohl von ihnen schon 
heute immer höhere Flexibilität bei real immer 
kleineren Löhnen abverlangt wird.

Ein Ärgernis sind nicht nur die zusätzlichen 
Sonntagsverkäufe selbst, sondern auch ihre 
Festsetzung: Zukünftig soll der Regierungsrat 
zwei Sonntagsverkäufe definieren, während 
die weiteren zwei Sonntage individuell von je-
der Gemeinde bestimmt werden könnten. So 
droht uns ein Vollzugschaos mit 220 Sonderlö-
sungen im Kanton. Profitieren würden wieder-
um die Grossverteiler, welche die Standortge-
meinden unter Druck setzen und somit an je-
dem Sonntag irgendwo eine Verkaufsstelle of-
fen halten könnten. Und wir Konsumierenden? 
Wir hätten noch weniger die Übersicht, dafür 
noch mehr sonntäglichen Einkaufsverkehr.

Es mag altmodisch klingen, aber der ar-
beitsfreie Sonntag ist eine Errungenschaft. Er 
liegt im Interesse der arbeitenden Menschen, 
der Familien und der Gesellschaft. Wer auf Ein-
käufe am Sonntag angewiesen ist, hat dazu be-
reits genügend Möglichkeiten. An die Mär von 
der Nachfrage, welche die Ladenöffnungszei-
ten bestimmt, glaube ich selbst nicht mehr, seit 
ich mein eigenes Einkaufsverhalten analysiert 
habe: So fanden meine samstäglichen Einkäu-
fe mit schöner Regelmässigkeit in der letzten 
Stunde vor Ladenschluss statt, wann immer 
dieser auch angesetzt war. Überlebt habe ich 
schon, als die Geschäfte noch zwei Stunden 
früher schlossen …

Da es nur um eine Zusammenfassung be-
stehenden Rechts geht, verlieren wir mit einer 
Ablehnung am 13. Juni nichts. Wir ersparen uns 
aber mehr unnötige Arbeit und mehr unnö-
tigen Verkehr. Also: Hände weg vom Sonntag!

Bisher wurden im Aargau üblicherweise für 
die Vorweihnachtszeit zwei Sonntagsverkäufe 
bewilligt. Seit Mitte 2008 gibt nun das Bundes-
gesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe 
und Handel den Kantonen die Möglichkeit, 
vier Sonntage im Jahr zu bezeichnen, an denen 
die Arbeitnehmenden in Verkaufsgeschäften 
ohne Bewilligung beschäftigt werden dürfen. 
Der Aargauer Regierungsrat interpretierte 
diese Möglichkeit als Pflicht und setzte flugs 
vier Sonntagsverkäufe im neuen Gesetz fest – 
natürlich mit Unterstützung der bürgerlichen 
Parlamentsmehrheit.

Dabei ist erwiesen, dass solche Sonntags-
verkäufe auch wirtschaftlich nichts bringen. 
Sie verlagern die Einkäufe höchstens von den 
Wochentagen auf die Sonntage und bringen 
dem Detailhandel keinen effektiven Mehr-
wert. Die Profiteure sind Einkaufszentren und 
Grossverteiler. Quartierläden, welche sich den 

Dieter Egli
von Windisch ist Co-Präsident

der SP-Grossratsfraktion.  

     

Unsere Positionen
sind klar

kommentar

Zur Zeit ist es manchmal nicht ganz 
einfach, Sozialdemokratin oder Sozialde-
mokrat zu sein. Noch immer verliert die SP 
Wahlen. Und noch immer ist sie der Lieb-

lingsprügelknabe der 
bürgerlichen Medien. 
Wir seien nicht bei den 
Leuten, niemand wisse 
mehr, für was wir stün-
den, und wir brächten 
unser Programm nicht 
bis zu den Menschen. 
Diese Vorwürfe sind 
kompletter Blödsinn. 

Keine Partei hat in den vergangenen zwei 
Jahren so deutlich gemacht, wofür sie steht. 
Mit dem neuen Parteiprogramm klären wir 
unsere Grundwerte: Für eine Schweiz der 
Freiheit, der Gerechtigkeit und der Solidari-
tät. Und mit nicht weniger als fünf eigenen 
Initiativen machen wir auch gleich deut-
lich, was diese neue Schweiz ausmacht: 
Gerechte Löhne unten und oben, 100 000 
neue Arbeitsplätze durch erneuerbare 
Energien, bezahlbare Krankenkassenprä-
mien dank einer öffentlichen Krankenkas-
se und ein starker Service public mit der 
Postbank. Hier stehen wir. Auf der anderen 
Seite stehen die Abzocker in den bürgerli-
chen Parteien.

Das schlimmste wäre, wenn wir uns jetzt 
von den superschlauen Kommentatoren in 
den grünliberalen Parteizeitungen (Tages-
Anzeiger, AZ) entmutigen liessen. Unbe-
stritten, wir haben das Vertrauen von vielen 
Menschen in diesem Land verloren. Wir 
können es nur mit tagtäglicher, harter Kno-
chenarbeit und klaren Positionen zurück 
gewinnen. Hier sind wir auf dem richtigen 
Weg. Ich gehe jede Wette ein, gemeinsam 
können wir 2011 die Wahlen gewinnen – 
auch im Aargau!

Cédric Wermuth von Baden studiert 
Politologie und ist Einwohnerrat, Präsident 
der JUSO Schweiz und Vizepräsident der SP 
Schweiz.    


